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Umsetzung des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts im Kanton Aargau; Revision der Kantonsverfassung und des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch und Partnerschaftsgesetz
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Name/Organisation
Adresse für Rückfragen 
Bitte übermitteln Sie den ausgefüllten Fragebogen bis am 25. Februar 2011 elektronisch mit dem Knopf auf der letzten Seite oder per Post an das Departement Volkswirtschaft und Inneres, Generalsekretariat, Frey-Herosé-Str. 12, 5001 Aarau. 
 
Der Fragebogen ist online abrufbar unter http://www.ag.ch/vernehmlassungen. 
Frage 1: 
 
Modellwahl
 
Anhörungsbericht Ziff. 3.1.2 und 5
 
Gerichtsmodell:Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden sind die Bezirksgerichte. Dazu erhält jedes der elf Bezirksgerichte neu eine Abteilung Familiengericht. Die Abteilungen Familiengericht sollen künftig sachlich für alle familienrechtlichen Belange zuständig sein.
 
Verwaltungsmodell:Es werden sechs dezentrale kantonale Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden neu geschaffen. Diese sind ausschliesslich im Kindes- und Erwachsenenschutz tätig.
 
 
Welches Modell favorisieren Sie?
Gerichtsmodell
Verwaltungsmodell
Frage 2: 
 
Spruchkörper
 
Anhörungsbericht Ziff. 3.2
 
Das Bundesrecht verpflichtet die Kantone, Fachbehörden als Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden mit drei Mitgliedern einzusetzen.
 
Der Regierungsrat schlägt folgende Grundbesetzung des Spruchkörpers vor: 
1 Leiterin/Leiter:         Juristin oder Jurist (Gerichtsmodell: Bezirksgerichtspräsidentin oder -
                                    präsident; Verwaltungsmodell: Juristin oder Jurist)
2 Fachpersonen:          Sozialarbeiterin oder Sozialarbeiter,
                                    Psychologin oder Psychologe.
 
Soweit in einem Einzelfall nötig, werden die Fachpersonen aus der Sozialarbeit und Psychologie durch Personen aus anderen Fachgebieten (z.B. Medizin, Treuhand etc.) ersetzt.
 
Sind Sie mit der vorgeschlagenen Besetzung des Spruchkörpers einverstanden?
 
 
vollständig
einverstanden
eher einverstanden
eher nicht
einverstanden
gar nicht
einverstanden
keine Angabe
Frage 3: 
 
Hälftige Gemeindebeteiligung an den Kosten der 11 (Gerichtsmodell) oder 6 (Verwaltungsmodell) Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden mittels Anrechnung an den NFA-Ausgleich
 
 
Anhörungsbericht Ziff. 9.1, 9.6 und 9.7
 
Bisher war das Vormundschaftswesen eine Gemeindeaufgabe. Daher findet mit der Kantonalisierung der KESB zwar eine Aufgabenverlagerung von den Gemeinden auf den Kanton statt. Infolge der Neukonzeption des Erwachsenenschutzrechts mit komplexeren, wesentlich differenzierteren und vor allem zahlreichen zusätzlichen Aufgaben für die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden im Vergleich zu den heutigen Vormundschaftsbehörden, handelt es sich faktisch teilweise um eine neue Aufgabe. Daher schlägt der Regierungsrat vor, dass der Kanton und die Gemeinden je die Hälfte der Personalkosten der KESB tragen. 
 
Für die zusätzlichen Kosten im Immobilienbereich, die beim Kanton für die Unterbringung der KESB anfallen, wird im Rahmen der Überprüfung der Aufgaben- und Lastenverteilung zwischen Kanton und Gemeinden ein Ausgleich geprüft.
 
 
Sind Sie mit dem vorgeschlagenen hälftigen Kostenteiler zwischen Gemeinden und Kanton für die Personalkosten der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden einverstanden?
vollständig
einverstanden
eher einverstanden
eher nicht
einverstanden
gar nicht
einverstanden
keine Angabe
Frage 4: 
 
Sozialabklärungen
 
Anhörungsbericht Ziff. 6.4 bis 6.7, Beilage 7 
 
Die Gemeinden nehmen künftig Sachverhaltsabklärungen im Auftrag der KESB vor. Die Sachverhaltsabklärungen münden entweder in einen Amtsbericht oder in einen wesentlich umfassenderen Sozialbericht (Ziff. 6.4.4. Anhörungsbericht). Bei den Gemeinden erhöht sich damit der Personalbedarf für die Sozial- und Amtsberichte von heute rund 16 auf neu rund 25 Stellen.
 
Sind Sie damit einverstanden, dass weiterhin die Gemeinden die Sozialabklärungen vornehmen?
vollständig
einverstanden
eher einverstanden
eher nicht
einverstanden
gar nicht
einverstanden
keine Angabe
Frage 5: 
 
Mandatsführung
 
Anhörungsbericht Ziff. 6.8 bis 6.10, Beilage 7 
 
Die Gemeinden stellen Beiständinnen und Beistände zur Führung von Beistandschaften zur Verfügung. Die Kosten werden wie heute von den Gemeinden getragen.
 
 
Sind Sie damit einverstanden, dass weiterhin die Gemeinden dafür sorgen, dass Beiständinnen und Beistände zur Verfügung stehen?
vollständig
einverstanden
eher einverstanden
eher nicht
einverstanden
gar nicht
einverstanden
keine Angabe
Frage 6: Zusätzliche Bemerkungen
 
Hier können Sie Ihre Zusatzbemerkungen anbringen, die nicht zu den bisher genannten Themen gehören.
 
(Wir möchten Sie höflich ersuchen, zusätzliche Bemerkungen zu einem bestimmten Paragraphen direkt in der dem Anhörungsbericht beiliegenden tabellarischen Form des Verfassungs- und Gesetzesentwurfs anzubringen.)
Bitte senden Sie uns Ihre Antworten mit einem Klick auf das Feld "übermitteln". Sie erhalten eine Meldung, dass die Daten erfolgreich übermittelt worden sind. 
 
Sie können uns das Dokument auch per Post an das Departement Volkswirtschaft und Inneres, Generalsekretariat, Frey-Herosé-Str. 12, 5001 Aarau, senden. 
 
Einsendeschluss ist der 25. Februar 2011. Besten Dank.
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